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Zur Praxis in Meldeuorſchrifts-Hebertretungsfüllen. 
Von Dr. Leopold Preleuthner. 


Nachdem in den Nummern 3 und 5 dieſes Jahrganges der Zeit⸗ 
ſchrift der Verſuch gemacht wurde, die Competenz zu Strafamtshand⸗ 
lungen bei Uebertretungen von Meldevorſchriften theoretiſch klarzu⸗ 
ſtellen, fei, um nicht in Einſeitigkeit zu verfallen, auch dem praktiſchen 
Geſichtspunkte dieſer Frage eine Beſprechung gewidmet. 

Bei den gedachten Erörterungen haben wir das Gebiet der ein⸗ 
ſchlägigen Judicaturen als ein getheiltes vorgefunden, getheilt nämlich 
an die Bezirksgerichte und an die politiſchen Behörden. Insbeſondere 
ſahen wir die Beſtraſung der Nichtmeldung von Veränderungen in 
Wohnungsbeſtand⸗ und Afterbeſtandnehmern, von Bettgehern, von in 
Gaſthäuſern über Nacht aufgenommenen Fremden, jerners der Perſonen⸗ 
aufnahme über Nacht in Schankhäuſern, welche keine Berechtigung zur 
Beherbergung beſitzen — ſelbſtverſtändlich unter der Vorausſetzung 
erlaſſener beſonderer Vorſchriften hierüber — den Bezirksgerichten, wir 


ausdrücklich als eine Agende desſelben bezeichnet und ihre 
Subſumirung unter der Sorge für die Sicherheit der Perſon und des 
Eigenthumes auch ſchwer thunlich iſt, da ja ſodann auch die Mehrzahl 
der übrigen aufgezählten polizeilichen Agenden, welche dem Geſammt⸗ 
begriffe der Sorge für die Sicherheit der Perſon und des Eigenthumes 
auch nicht ferner ſteht, als die Handhabung des Meldungsweſens, in 
dieſem Begriffe ſchon enthalten ſein und daher ihre Aufzählung als 
ane erſcheinen müßte. 

Unter dieſen Umſtänden und nachdem die Beſtimmungen des 
oberwähnten § 26, welcher mit dem Artikel V des Gemeindegeſetzes 
vom 5. März 1862 wörtlich gleichlautet, in allen Gemeindeordnungen 
der einzelnen Kronländer ſich vorfinden, iſt es daher ſehr zweifelhaft, 
| ob der durch die älteren Verordnungen feſtgeſetzten Strafcompetenz der 
politiſchen Bezirksbehörden durch die Gemeindeordnungen thatſächlich 
derogirt wurde. Jedenfalls wäre aber die Strafzuſtändigkeit der Ge⸗ 
meinde als des nach den Meldevorſchriften berufenen Handhabungs⸗ 
organes des Meldungsweſens vom Grundſatze, daß die handhabende 
Behörde auch Strafbehörde ſein ſoll, angezeigt und wurde dieſem 
Gedanken von dem Herrn Verfaſſer des beſprochenen Artikels in ſehr 
treffender und prägnanter Weiſe Rechnung getragen. Aber wie lange 
wird es noch währen, bis die autonomen Organe im Stande ſein werden, 
den an ſie geſtellten Anforderungen in ſolcher Weiſe gerecht zu werden, 
wie dies von Seite der Regierungsorgane geſchieht. Und bis dahin iſt 
ſes wohl nur Gewinn, die Competenzen in dieſem Punkte in ihren her⸗ 
gebrachten Formen zu belaſſen. 

| Geſtatten wir nun, um zur Sache wieder zurückzukehren, der 
Frage Raum: „iſt die vorgedachte Zweitheilung, wie ſie ſich nach dem 
Geſetze ergibt praktiſch?“ 

Entſpricht es den thatſächlichen Verhältniſſen, die Uebertretungen 
eines Geſetzes, welches ſeiner Weſenheit nach eine Einheit repräſentirt oder 
doch repräſentiren ſoll, von verſchiedenerlei Behörden ſtrafen zu laſſen? 
| Empfiehlt es ſich überhaupt, Strafamtshandlungen über Ver⸗ 


ſahen die Beſtraſung aller übrigen Meldungsvorſchrifts-Uebertretungen, gehungen gegen Geſetze, welche einen hervorragenden Theil der Ver⸗ 
fo z B. die Nichtmeldungen von Dienſtboten, Geſellen, ſonſtigen Ge- waltungsſphäre bilden und zu deren Handhabung und vollſtändigen 
werbs⸗, Arbeits⸗ und Beſchäftigungsgehilfen, Lehrlingen und viele andere Geſchäftsführung die Verwaltung berufen iſt, dieſer Verwaltung zu ent⸗ 


den politiſchen Behörden zugewieſen. 

Diesbezüglich wurde in Nr. 7 dieſes Jahrganges der Zeitſchrift 
von Herrn Leo Grafen Küen burg die Anſicht geltend gemacht und 
durch Erwähnung oberbehördlicher Verordnungen bekräftigt, daß zu 
Strafamtshandlungen der letzteren Gattung in Orten, in welchen 
ſich keine Polizeibehörden befinden, auf Grund der Gemeindeordnungen 
die autonome Gemeinde beruſen ſei 

Dieſer Anſicht ſteht nun vom Standpunkte des Kronlandes Nieder⸗ 
Oeſterreich und der daſelbſt geltenden Gemeindeordnung vom 31. März 


1864, L. G. B. Nr. 5 nur das eine Bedenken entgegen, daß in dem 


vom ſelbſtſtändigen Wirkungskreiſe der Gemeinde handelnden § 26 dieſer 


gezählt ſind, die Handhabung des Meldungsweſens nicht 


Gemeindeordnung, in welchem die Agenden dieſes Wirkungskreiſes auf- 


ziehen und fie den hieran ganz unbetheiligten Gerichten zu übertragen? 

Jedenfalls hat ſich unſere Geſetzgebung bereits einmal für die 
negative Beantwortung dieſer Fragen ausgeſprochen; denn durch die 
Miniſterial⸗Verordnung vom 2. April 1858, R. G. Bl. Nr. 51 wurden 
die Uebertretungen der Meldungsvorſchriften ohne Ausnahme den 
politiſchen, reſp. landesfürſtlichen Polizeibehörden zur Unterſuchung und 
Beſtrafung zugewieſen. Man ſcheint alſo ſchon damals die Ueberzeugung 
gewonnen zu haben, daß die Zweitheilung in der Competenz den that⸗ 
ſächlichen Verhältniſſen nicht entſpricht, ſonſt hätte man ſich ſicherlich 
nicht veranlaßt gefunden, die durch das Strafgeſetz vom 27. Mai 1852 
den Gerichten zugetheilten Uebertretungsfälle denſelben ausdrücklich 
wieder abzunehmen und fie in die Judicatur der politi⸗ 


ſchen Behör den einzureihen. 


Welche Stellung hat nun die Praxis der Zweitheilung gegenüber 
eingenommen? 

Jedenfalls eine möglichſt ablehnende; denn gerade im praktiſchen 
Verkehre hatte das Syſtem der einheitlichen Judicatur der politiſchen 
Behörden jo mächtige Wurzeln geſchlageu, daß die durch die Straf⸗ 
proceßordnung vom 23. Mai 1873 wieder hervorgerufene Zweitheilung 
nur ſehr unvollſtändig durchzudringen vermochte. 

Um das Beiſpiel eines ſpeciellen Verwaltungsgebietes anzuführen, 
ſei die Thatſache erwähnt, daß in Nieder-Oeſterreich, und zwar dem 
numeriſch größeren Theile nach alle diesbezüglichen Ueber— 
tretungen von den politiſchen Behörden und mehrfacherſeits 
ſchon aus dem Grunde, weil die betreffenden Bezirksgerichte jede 
Strafamtshandlung ablehnen, beſtraft werden. In einem Be⸗ 
zirke dieſes Kronlandes üben in 4 Gerichtsſprengeln die Bezirks⸗ 
gerichte die ihnen zugehörige Strafamtshandlung, während in dem 
5. Gerichtsbezirke dieſe Amtshandlung in Folge ablehnenden Ver⸗ 
haltens des Gerichtes von der po litiſchen Bezirksbehörde voll— 
zogen wird. In Wien beſtraft lediglich die k. k. Polizei-Direction 
Meldungsvorſchrifts⸗Ueberlretungen und nur in einem numeriſch gerin⸗ 
geren Theile des nieder⸗öſterreichiſchen Verwaltungsgebietes findet die 
Zweitheilung thatſächlich ſtatt. 

Von dieſen Verhältniſſen nun, wie ſie in Nieder-Oeſterreich beſte⸗ 
hen, kann man jedoch auch auf die übrigen Kronländer einen Rückſchluß 
machen und dürfte man gewiß nicht irre gehen in der Annahme, daß 
in dem geſammten Verwaltungsgebiete des im Reichsrathe 
vertretenen Länderbereiches die einheitliche Indicatur der 
politiſchen Behörden in den in Rede ſtehenden Uebertre⸗ 
tungen dem hervorragenden Theile nach ſich erhalten hat. 
Und daß dieſer Rückſchluß gerechtfertigt iſt, haben die bezüglichen, auf 
den Erfahrungen des praktiſchen Verkehres baſirenden Auseinander- 
ſetzungen zweier Gewährsmänner aus Steiermark und Böhmen in den 
Nummern 4 und 7 dieſes Jahrganges der Zeitſchrift zur Genüge 
bewieſen. 

Es iſt nur ein Reſultat der Erfahrung, daß, wenn eine Juſti⸗ 
tution ſich in der Uebung erhält, dieſelbe gut iſt, da ſie den Bedürf⸗ 
niſſen entſpricht. Wenn daher eine Gepflogenheit, welche den inſtitutio⸗ 
nellen Charakter blos von früher her überkommen hat, ſich in der 
Uebung zu erhalten im Stande iſt, wie im vorliegenden Falle die ein⸗ 
heitliche Judicatur, ſo muß ſie einen geſunden Kern der Lebeusfähigkeit 
in ſich tragen, welcher derſelben auch die fernere Exiſtenz in der 
Praxis ſichert. 

Aber, abgeſehen von den Erfolgen in der Praxis, iſt die in 
Rede ſtehende Competenzeinheit auch in der Natur der Sache ſelbft 
gelegen. Nach dem Geſetze handhaben der Gemeindevorſteher, reſp. die 
politiſche Polizeibehörde das Meldungsweſen, und dasſelbe bildet einen 
ausſchließlichen Theil der politiſchen Geſchäftsführung. Die politiſche 
Behörde überwacht ſämmtliche Meldungen, wie die Einhaltung der 
bezuͤglichen Vorſchriſten und wenn ſich Jemand gegen dieſelben vergeht, 
ſtrafen die Gerichte die hervorragendſten Uebertretungsfälle. Man 
könnte ſaſt behaupten, daß die Gerichte die Inopportunität fühlen, 
welche in der Zuweiſung dieſer Uebertretungsfälle an ſie liegt, da ſich 
dieſelben wie oben hervorgehoben wurde, der Zumuthung einer bezüg⸗ 
lichen Strafamtshandlung gegenüber größtentheils ablehnend verhalten. 
Sie räumen in den meiſten Fällen ihre einſchlägigen Rechte der politi- 
ſchen Behörde ein und es unterliegt keinem Zweifel, daß letztere vom 
jeglichen Standpunkte den bei weitem gerechtfertigteren Antheil 
an dieſen Strafamtshandlungen haben. Und zwar aus mehrfachen 
nicht zu unterſchätzenden Gründen. 

Ohne Zweifel iſt es erſtlich der polizeilichen Autorität, ſowie 
der polizeilichen Energie abträglich, wenn die zur Handhabung eines 
eben nur im Intereſſe der polizeilichen Ordnung beſtehenden Geſetzes 
berufene Polizeibehörde die Beſolgung des Geſetzes nicht auch unmittel⸗ 
bar zu erzwingen im Stande iſt. Denn die Zwangsgewalt liegt in 
der Beſtrafung der Unterlaſſung der im Geſetze vorgeſchriebenen Mel⸗ 
dungen und wenn dieſe in den Hauptfällen die Gerichte üben, ſo iſt es 
deren Ermeſſen überlaſſen, zu beurtheilen, ob die politiſche Behörde 
in dem einzelnen Falle überhaupt ein Recht beſaß, die Befolgung des 
Geſetzes zu beanſpruchen. 

Der Widerſinn der Anordnung, wornach die Handhabung des 
Geſetzes der politiſchen Behörde übertragen iſt, während die Executiv⸗ 
mittel hiezu in der Hand einer ganz anderen Behörde ſind, tritt recht 
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deutlich hervor, wenn man erwägt, daß es den Gerichten häufig recht 
ſchwer fallen muß, zu beurtheilen, ob in den einzelnen Fällen ihrer 
diesbezüglichen Judicatur Meldevorſchrifts⸗Uebertretungen überhaupt be⸗ 
gangen wurden, da fie, nämlich die Gerichte, den politiſchen Agenden 
ja gänzlich ferne ſtehen und zu dieſer Beurtheilung in nur halbwegs 
zweifelhaften Fällen doch nur an die Informationen der politiſchen 


Behörden gewieſen find. 


Wir beſitzen eine analoge Einrichtung beim Vereinsgeſetze, reſp. 
dem Geſetze über das Vereins- und Verſammlungsrecht. Nach demſelben 
beſitzt die politiſche Behörde die vollſtändige Jugerenz in Vereinsange⸗ 
legenheiten, während die Gerichte Uebertretungen dieſes Geſetzes zu 
beſtrafen haben. Es könnte auf dieſem Gebiete das ſtaatliche Intereſſe 
gewiß beſſer gewahrt werden, wenn die politiſchen Behörden auch zur 
Strafamtshandlung berufen wären, da ja denſelben geordnete Zuſtände 
in dieſem Punkte vor allen anderen am Herzen liegen und ihnen hiebei 
zweifelsohne auch die fachkundige Beurtheilung vorzugsweiſe zu 
Statten käme und dieſe Amtshandlung erleichtern würde. 

Wozu alſo, und dies iſt eine Frage, welche ſich aufdräugt, den 
ohnedies mit Arbeit überbürdeten Gerichten Indicaturen verwaltungs⸗ 
rechtlicher Natur zuweiſen, zu welchen ihnen der praktiſche Ueberblick, 


die zweckdienlichen Informationen ermangeln. 


Es wurde der Einheitlichkeit der politiſchen Agenden gerade durch 
die neuere Geſetzgebung in erfreulicher Weiſe Rechnung getragen. Nach 
unſerer Aichordnung, den Bauordnungen, den Straßenpolizeiordnungen 
iſt den politiſchen Behörden, reſp. den unterſten Verwaltungsorganen 
die Handhabung der einſchlägigen Legislativgebiete, wie die Strafamts⸗ 
handlung hiebei übertragen. Es iſt dies im Principe der Einheit der 
behördlichen Geſchäftsführung gelegen und dieſe Einheitlichkeit muß auf⸗ 
recht erhalten werden, und wo dies nicht der Fall iſt und dieſelbe zer⸗ 
ſtückelt und in Agenden heterogener Behörden zertheilt wird, ſchadet 
dies nur der Behörde in ihrem Anſehen, wie in ihrer Thätigkeit. Es 
theilen ſich zwei Behörden in Geſchäfte, welehe dem Weſen der Sache 
nach von einer geleitet werden ſollten, und von deren Vollziehung ſich 
die eine Behörde bezüglich der andern außer Fühlung befindet und keine 
Evidenz beſitzt, wenn nicht die beſondere Natur des Falles eine Wechſel⸗ 
wirkung unumgänglich erheiſcht. 

Wenn wir alſo der Gründe gedenken, die für die Ueberweiſung 
der geſammten Meldovorſchrifts-Straffälle an die politiſchen Behörden 
ſprechen, und in Betracht nehmen, in welchem Maße die Autorität der 
Behörde erhöht würde, wenn ſie die Befolgung der Vorſchriften, zu 
deren Handhabung fie berufen iſt, auch erzwingen könnte und effee⸗ 
tive und nicht bloß problematiſche Subſidien eines werkthätigen 
Eingreifens beſäße, wenn wir den beſonderen Vortheil berühren, der 


in der fachgeübten Judicatur, in der Beſeitigung der bisherigen Zer⸗ 


ſplitterung gleichartiger Geſchäſtszweige an ungleichartige Behörden 
beſteht, wenn wir uns hiebei des frommen Wunſches nicht enthalten 
können, daß es an der Zeit wäre, die Verwaltung in die Rechte, welche 
ihr hinſichtlich der beſprochenen in ihrem Wirkungskreiſe gelegenen 
Agenden zuſtehen, vollſtändig wieder einzuſetzen, um ſo unerwarteter 
und vielleicht auch unerfreulicher überraſcht befinden wir uns der That- 
ſache gegenüber, daß in dem in verfaſſungsmäßiger Behandlung befind⸗ 
lichen Entwurfe eines neuen Strafgeſetzes für Verbrechen, Vergehen und 
Uebertretungen die hervorragendſten Meldevorſchrifts-Uebertretungsfälle, 
darunter auch die bisher der politiſchen Strafamtshand lung 
ſubordinirten, als Uebertretungen des Strafgeſetzes bezeichnet 
erſcheinen und der gerichtlichen Competenz überwieſen werden. 

Wie nämlich bereits in einer Auseinanderſetzung über den theore⸗ 
tiſcheu Standpunkt der gedachten Strafcompetenzen hervorgehoben wurde, 
erſcheinen lit. a, b und e des § 320 des geltenden Strafgeſetzes in 
dem Entwurfe, und zwar im § 438 *) desſelben wieder aufgenommen. 
Hiernach ſoll daher auch fernerhin das Zuwiderhandeln gegen die beſtehen⸗ 
den Meldungsvorſchriften bei Wohnungsvermiethungen, bei Aufnahme, 
Beherbergung und Entlaſſung von Fremden, der ſtrafgerichtlichen Ingerenz 
unterliegen. Nur der Uebertretungsfall $ 320 al. „, nämlich die Auf⸗ 
nahme von Fremden von Seite eines zur Fremdenbeberbergung nicht 
befugten Gaſtwirthes, erſcheint aus dem Entwurfe eliminirt und wird 


) Der betreffende Paſſus des 8 438 im Strafgeſetzentwurfe lautet: 

„Mit Haft bis zu vierzehn Tagen oder an Geld bis zu 70 fl. wird beſtraft: 

3. wer den Beſtimmungen hinſichtlich der bei der Behörde zu machenden 
Auzeigen von Wohnungsvermiethungen oder von Aufnahme, Beherbergung und 
Enklaſſung von Fremden, Gewerbsgehilfen oder Dienſtboten zuwiderhandelt.“ 


nach dem Inslebentreten desſelben als Geſetz die Gewerbsbehörde Hin- 
ſichtlich dieſer ihr in merito eigentlich gebührenden Ingerenz wieder 
reſtituirt werden. Im Uebrigen aber wird noch weiter gegangen und 
werden auch die Uebertretungen der hinſichtlich der Dienſtboten und 
Gewerbsgehilfen beſtehenden Meldevorſchriften in dieſe ſtrafgerichtliche 
Ingerenz einbezogen. Und doch ſtand dieſe letztere Strafjudicatur bisher 
ungeſchmälert der politiſchen Behörde zu! 

Noch intereſſanter geſtaltet ſich nun die Betrachtung, wenn man 
erwägt, daß der Entwurf im Verfolge der der Verwaltung entſchieden 
ungünſtigen Tendenz beſagte Straffälle gänzlich an die Gerichte zu 
übertragen und ſo wenigſtens eine Einheit bezüglich der Competenz zu 
ſchaffen, dieſe ſeine Aufgabe jedoch keineswegs erreicht; denn es bleibt 
nichtsdeſtoweniger eine erklekliche Anzahl von Meldevorſchriftsüber⸗ 
tretungen, jo z. B. Nichtmeldung ein- und austretender Hausofficiere, 
Thürhüter, Portiers, von Bewohnern und Dienern öffentlicher und 
Privaterziehungsanſtalten, Convicte, Akademien, Klöſter, Siechen- und 
Verſorgungsanſtalten c. der Strafamts handlung der politi— 
ſchen Behörde überlaſſen, weil dieſe Uebertretungsfälle im 8 438 
des Entwurfes nicht aufgenommen erſcheinen. 

Abgeſehen davon alſo, daß der politiſchen Behörde durch den 
Entwurf die Autorität der Strafamtshandlung hinſichtlich einer Partie 
der politiſchen Agenden im Allgemeinen entzogen werden ſoll, ſoll 
deſſenungeachtet die leidige Eompetenzenzerſplitterung noch immer nicht 
beſeitigt werden. 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Aus Waldſtreu erzeugter Dünger kann nicht als Forſtproduct im 
Sinne der forſtgeſetzlichen Beſtimmungen angeſehen werden. 


Domenico A aus P. pachtete in dieſer Gemeinde ein Grundſtück 
für Tabakpflanzung und kaufte zur Düngung dieſes Grundſtückes von 
den Brüdern M. in R. einen Dünger um 5 fl. Als A. mit dieſer 
Düngerladung aus dem Gemeindegebiete von R. nach P. fahren wollte, 
erſchienen der Gemeindevorſteher von R. und der Waldaufſeher und 


ſequeſtrirten dieſe Ladung, ungeachtet A. einwendete, daß er den Dünger 


gekauft habe. Als Grund der Sequeſtrirung gab der Vorſteher an, daß 
die Ausfuhr von allen Waldnutzungen aus den Gemeindeforſten, welche 
von den eingeforſteten Gemeindegliedern bezogen werden, außerhalb des 
Gemeindegebietes verboten ſei Da nun dieſer Dünger aus der aus dem 
Gemeindewalde bezogenen Waldſtreu erzeugt wurde, ſo ſei die Ausfuhr 
desſelben unterſagt. Als die ſequeſtrirte Düngerladung nicht innerhalb 
8 Tagen abgeholt wurde, verfügte die Gemeindevorſtehung den Verkauf 
derſelben im Verſteigerungswege um 1 fl. 51 kr. 

Nachdem der Förſter das Vorgehen des Vorſtandes von R. als 
geſetzlich begründet erklärt hatte, entſchied die Bezirkshauptmannſchaft 
ddo. 13. Auguſt 1877 über die Beſchwerde des A. wie folgt: „Nach: 
dem der fragliche Dünger aus der aus dem Gemeindeforſte zum Haus⸗ 
und Gutsbedarfe bezogenen Waldſtreu gebildet wurde, ſo konnte dieſer 


Dünger nicht verkauft werden, und es wird die Beſchwerde als gefeb- | 


lich unbegründet zurückgewieſen; A. hat feine Anſprüche auf Schaden- 
erſatz (5 fl. für den Dünger und 30 fl. wegen verminderter Tabaf- 
ernte in Folge Nichtdüngung des Grundſtückes) gegenüber den Verkäu⸗ 
fern M. im Rechtswege geltend zu machen“. Zugleich verfügte die 
Bezirkshauptmannſchaft R. die Einleitung des Strafverfahrens gegen die 
Brüder M., „Jweil ſich dieſe laut obigen Berichtes des Förſters durch 
den Verkauf des Düngers der Uebertretung der SS 9 und 35 der 
Waldordnung vom Jahre 1839, II. Th., ſchuldig und daher nach der 
Statthalterei⸗Verorduung vom 17. Juli 1855 (L. G. Bl. Nr. 27, 
II. Th.) ſtrafbar machten.“ 

Die Statthalterei⸗Abtheilung in Trient entſchied am 7. November 
1877 über den Recurs des A. dahin, daß der Verkauf des Düngers 
von Seite der Brüder M. keine Uebertretung der Statthalterei⸗Verord⸗ 
nung vom 17. Juli 1855 bilde, „weil die Waldſtreu unmittelbar zum 
häuslichen Bedarfe verwendet worden iſt und eine erweiternde Inter⸗ 
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Beſchränkung im Rechte der Verfügung mit ſeinem Eigenthume herbei⸗ 
führen; die Gemeinde könne Mißbräuchen durch Verſagung der Be⸗ 
willigung zum Bezuge von Streu vorbeugen. Andererſeits hätle die Ge⸗ 
meinde in jedem Falle, nachdem fie den Sequefter verfügt hatte, die 
Anzeige an die zum Strafverfahren, wenn es ſich um eine Forſtüber⸗ 
tretung handelte, competente Bezirkshauptmannſchaft erſtatten und nicht 
eigenmächtig den Verkauf des Düngers verfügen ſollen. Es werde daher 
die Entſcheidung der erſten Inſtanz behoben und der Gemeinde die Rück⸗ 
ſtellung des Erlöſes aus dem ſequeſtrirten Dünger aufgetragen; der 
Recurrent aber habe die weiteren Erſatzanſprüche im Rechtswege geltend 
| zu machen“. 2 
| Im Miniſterialrecurſe machte die Gemeinde R. geltend, daß nach 
den Forſtvorſchriften die Waldproducte nur zum Haus⸗ und Gutsbedarf 
abgegeben werden und dieſelben unterſcheiden nicht, ob die Streu be⸗ 
reits verwendet wurde oder nicht. Bei Verhängung des Sequeſters und 
des Verkaufes des Düngers ſeitens der Gemeinde ſei noch nicht bekannt 
geweſen, daß es ſich um eine ſtraffällige Forſtübertretung handle. Jeden⸗ 
falls erſcheine der Sequeſter geſetzlich verfügt. 

Das kk Minifterium des Innern hat ddo. 3. Mai 1878, 
3. 2871 in nachſtehender Weiſe entſchieden: 

„Im Einvernehmen mit dem k k. Ackerbauminiſterium wird dem 
Recurſe der Gemeinde R. gegen die Entſcheidung der Trienter Statt⸗ 
ßhalterei⸗Abtheilung vom 7. November 1877, mit welcher unter Behe⸗ 
bung der Verfügung des Bezirkshauptmannes in R. vom 13. Auguſt 
1877 die von der Gemeindevorſtehung von R. verfügte Sequeſtration 
einer zur Ausfuhr aus der Gemeinde beſtimmten Streudüngerladung als 
nicht im Geſetze begründet behoben und die Gemeinde R. zum Rück⸗ 
erſatze des aus dem Verkauſe des Düngers erzielten Erlöſes an Domenico 
A. verpflichtet erklärt, letzterer aber zur Geltendmachung weiterer Erſatz⸗ 
anſprüche auf den Rechtsweg verwieſen wurden, aus den Gründen der 
angefochtenen Entſcheidung keine Folge gegeben.“ M. 


| 
| 
| Die Verabreichung von Branntwein an die eigenen Arbeiter als 


| Lohnäquivalent in einem fremden Propinationsgebiete begründet 
| nicht den Thatbeſtand einer Propinationsübertretung. 


Ueber Anzeige des Propinationspächters Herſch K. in P., daß 
der Propinationspächter Juda Sch. in B. im Propinationsgebiete von 
P. den Winkelſchank betreibe, indem er den. zur Beſtellung feiner 
Felder in P. gedungenen Arbeitern Branntwein als Lohn ausſchänke, 
wurde bei der Bezirkshauptmannſchaft in T. die Strafverhandlung 
| gepffogen. 

2 Mit dem Erkenntniſſe der genannten Bezirkshauptmannſchaft 
ddo. 22. Juni 1877 wurde Juda Sch. wegen Uebertretung der Pro- 
pinationsvorſchriften, begangen durch Verabfolgung von Branntwein als 
Lohn an die Arbeiter zu einer Geldſtrafe pr. 50 fl., eventuell 7 Tage 
Arreſt und zur Tragung der Koſten des Strafverfahrens pr. 1 fl. 20 kr., 
gemäß der Miniſterial⸗Verordnung vom 30. September 1857 (R. G. Bl. 
Nr. 198) verurtheilt. 

Die Statthalterei hat mit Entſcheidung vom 28. Auguſt 1877 
das Erkenntniß erſten Inſtanz beſtätigt, weil durch die Ausſagen glaub⸗ 
würdiger Zeugen dargethan ſei, daß Juda Sch. unter den Feldarbeitern 
in P. Branntwein als Lohn vertheilte, den er aus ſeinen Wirthshauſe 

in B. bezog, ſonach auf fremden Propinationsgebiete, wo ihm das 
Propinationsrecht nicht zufteht, den Winkelſchank betrieb. 
| Im Miniſterialrecurſe machte Juda Sch. geltend, daß er ſich 
keiner Propinationsübertretung ſchuldig gemacht habe, da es in Galizien 
ublich ſei, den Feldarbeitern einige Male des Tages Branntwein zu 
| verabreichen. 
Das k. k. Miniſterium des Innern eutſchied unterm 3. Mai 
1878, 3. 2847, folgendermaßen: N 
„Das k. k. Miniſterium des Junern findet die gegen Juda Sch. 
gefällten Straferkenntniſſe von Amtswegen zu beheben, weil die dem. 
Recurrenten zur Laſt gelegte Handlung als ein unbefugter Ausſchank 
nicht betrachtet werden kann und daher der Thatbeſtand einer Ueber⸗ 
tretung der Propinationsvorſchriften nicht vorliegt.“ 8. 


pretation der citirten Verordnung, weil ſie ein mit Strafe verbundenes 


Verbot enthält, nicht zuläſſig erſcheine. Die von der erſten Inſtanz 
acceptirte Auslegung der erwähnten Verordnung würde eine allzugroße 


Verordnungen. 


Erlaß des k. k. Miniſteriums des Innern vom 12. März 1878, 3. 516, betref⸗ 
fend die Vornahme von Eheverkündigungen in Oeſterreich in Fällen von Ver⸗ 
ehelichungen öſterreſchiſcher Staatsbürger in der Schweiz, 


ferner betreffend die Anerkennung der bon öſterreichiſchen Staatsbürgern im Aus⸗ 
lande abgeſchloſſenen Civilehen. 


In der Schweiz, wo die Civiltrauung der Brautleute obligatoriſch iſt und 
einer allfälligen kirchlichen Einſegnung der Ehe vorangehen muß, beſtimmt der 
Artikel 29 des dortigen Landesgeſetzes von 25. December 1875 über ECivilſtand 
und Ehe: 

„Jeder im Gebiete der Eidgenoſſenſchaft vorzunehmenden Eheſchließung 
muß die Verkündigung des Eheverſprechens vorangehen. Die Verkündigung hat 
am Wohnorte ſowie am Heimatsorte jedes der Brautleute zu erfolgen. Wird im 
Auslande mit Berufung auf beſtehende Landesgeſetze die Verkündigung als über⸗ 
flüſſig oder unzuläſſig abgelehnt, ſo wird dieſelbe durch eine diesfällige Beſchei⸗ 
nigung erſetzt. N 

Bei Verehelichungen öſterreichiſcher Staatsangehöriger in der Schweiz 
kommt daher die Vornahme des Eheaufgebotes in ihrem Heimatsorte in Frage. 

Wenngleich im Hinblick auf die öſterreichiſche Geſetzgebung dieſes Aufgebot 
in Oeſterreich außer dem Falle des 8 72 des a. b. G. abgelehnt und wie dies 
auch im Schlußſatze des obigen Artikels des ſchweizeriſchen Landesgeſetzes vor⸗ 
geſehen iſt, als überflüſſig beſcheinigt werden könnte, ſo nimmt das k. k. Mini⸗ 
ſterium des Innern, nach gepflogenem Einvernehmen mit den Miniſterien für 
Cultus und Juſtiz mit Rückſicht darauf, daß von Seite der Schweiz auf die 
Vornahme der in Rede ſtehenden Aufgebote in Oeſterreich Werth gelegt wird 
und dieſe Aufgebote thatſächlich von öſterreichiſchen Gemeinden vörgenommen 
werden und um den Schwierigkeiten und Mißſtänden, welche ſich aus einer 
ungleichartigen Behandlung der Angelegenheit ergeben können, im Vorhinein zu 
begegnen, doch keinen Anſtand, die Vornahme der fraglichen Eheverkündigung in 
Oeſterreich in allen Fällen von Verehelichungen öſterreichiſcher Staatsbürger in 
der Schweiz zuzugeſtehen. 

Es find deßhalb von der ... alle unterſtehenden politiſchen Bezirks⸗ 
behörden, ſowie die mit der Führung ihrer Geſchäfte betrauten Communal⸗Aemter in 
Städten mit eigenen Statuten, als diejenigen Organe, welche nach öſterreichiſchen 
Geſetzen die Aufgebote bei Civilehen vornehmen, zu ermächtigen, daß ſie den 
Requiſitionen, mit welchen die ſchweizerſchen Civilſtandsbeamten auf Grund des 
obigen Artikels des ſchweiz. Bundesgeſetzes um die Vornahme des Aufgebotes 
der Eheſchließung eines öſterreichiſchen Staatsangehörigen in deſſen Heimatorte 
anſuchen, entſprechen, und nach Analogie des Artikels II, § 5 des Geſetzes vom 
25. Mai 1868, R. G. B. Nr. 47, die Verkündigung durch Anſchlag an der ämt⸗ 
lichen Kundmachungstafel und an der Amtstafel des Gemeindeamtes der Heimat⸗ 
gemeinde veranlaſſen. 

Das k. und k. Miniſterium des Aeußern wird unter Einem erſucht, in 
Uebereinſtimmung mit dieſer Anweiſung der hierländiſchen Behörden bei der 
ſchweizeriſchen Bundesregierung eine entſprechende Anweiſung der dortigen Civil⸗ 
ſtandsbeamten in der Richtung zu veranlaſſen, daß ſie ihre Verkündgeſuche nicht 
an die betreffenden hierländiſchen Heimatgemeinden, ſondern an die politiſche 
Bezirksbehörde, in deren Bezirke der Heimatort liegt, zu richten haben. 

Da übrigens öfters Fälle vorkommen, wo der Anerkennung von Civilehen, 
welche öſterreichiſche Staatsangehörige in der Schweiz, wie auch anderwärts im 
Auslande ſchließen, unbegründete Schwierigkeiten von Seite der Gemeinden und 
Pfarrämter ihrer Heimat entgegengeſetzt werden, ſo wird der k. k. Statthalterei 
zur eigenen Wiſſenſchaft, ſowie zur entſprechenden Anweiſung der Unterbehörden 
und der genannten Organe zugleich im Anbuge die Abſchrift eines an die k. k. 
Statthalterei in Innsbruck ergangenen h. o. Erlaſſes vom 1. Auguſt 1876, Z. 6879 
mit dem Beiſügen übermittelt, daß dasjenige, was darin über die Frage der 
Giltigkeit der im deutſchen Reiche zu Stande gekommenen Civilehe eines Oeſter⸗ 
reichers vom adminiſtrativen Standpunkte erklärt worden iſt, ſelbſtverſtändlich auch 
hinſichtlich aller jener Ehen gilt, welche von einem öſterreichiſchen Staatsangehö⸗ 
rigen überhaupt in einem Lande, wo die obligatoriſche Civileheſchließung einge⸗ 
führt iſt, eingegangen werden. 


Abſchrift eines Erlaſſes des k. k. Miniſteriums des Innern vom 
1. Au guſt 1876, Z. 6879 an den hohen k. k. Statthalter in Innsbruck. 

Das k uk. Miniſterium des Innern beehrt ſich E. E. in Erledigung 
des Berichtes vom 12. Mai d. J., Z. 6870, deſſen Beilagen im Anſchluſſe 
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zurückfolgen, im Einvernehmen mit dem k. k. Juſtizminiſterium und dem k. k. 
Miniſterium für Cultus und Unterricht Nachſtehendes zu eröffnen: 

Aus den 58 4 und 37 des a. b. G. B. ergibt ſich, daß die öſterreichiſchen 
Staatsbürger zwar auch in Handlungen und Geſchäften, die ſie außerhalb des 
Staatsgebietes vornehmen, an die bürgerlichen Geſetze ihres Vaterlandes ge⸗ 
bunden ſind, jedoch nur inſoweit, als ihre perſönliche Fähigkeit, ſie zu unter⸗ 
nehmen, dadurch eingeſchränkt wird; daß dagegen Rechtsgeſchäfte, welche ſie mit 
Ausländern im Auslande vornehmen, nach den Geſetzen des Ortes, wo das 
Geſchäft abgeſchloſſen worden, zu beurtheilen ſind. 

Damit hat der Satz „locus regit actum“ in die öſterreichiſche Geſetz⸗ 
gebung Eingang gefunden und derſelbe iſt auch früher und ſpäter bei ver⸗ 
ſchiedenen Anläſſen zum Ausdrucke gekommen, wie die Patente vom 16. Sep⸗ 
tember 1785, Nr. 468 lit. d und e, vom 20. April und 22. November 1815, 
Punkt 1, Nr. 1143 und 1189 Juſtiz⸗Geſetz⸗Sammlung, vom 23. März 1852, 
Art. I und II, Nr. 79 und vom 8. October 1856, Art. VII, Nr. 185 R. G. Bl. 
entnehmen laſſen. 


Wenn die Giltigkeit einer im deutſchen Reiche abgeſchloſſenen Civilehe 
eines Oeſterreichers ohne kirchliche Trauung in Oeſterreich zur Frage kommt, 
haben allerdings die Gerichte zu entſcheiden; ſo weit es ſich aber um einen 
Ausſpruch über dieſe Frage vom Standpunkte der Verwaltungsbehörde handelt, 
kann aus dem Vorangeſchickten nur die Folgerung abgeleitet werden, daß eine 
ſolche Civilehe eines Oeſterreichers bei uns als giltig anzuſehen iſt. 

Den betreffenden öſterreichiſchen Staatsbürgern muß es überlaſſen bleiben, 
ihre civiliter geſchloſſene Ehe auch kirchlich einſegnen zu laſſen. 


Perſonu alien. 


Seine Majeſtät haben dem k. k. Cabinetsſecretär Regierungsrathe Anton 
Ritter Pachner v. Eggenstorf den Titel und Charakter eines Hofrathes; 
ferner dem Cabinetsconeipiſten, Hofſecretär Franz v. Paulekovich, anläßlich 
deſſen Penſtonirung den Titel und Charakter eines Regierungsratrhes und dem 
Cabinetsconeipiſten Hofſecretär Wilhelm Smoluchowski eine in der Cabinets⸗ 
kanzlei erledigte Cabinetsſecretärsſtelle mit Titel und Charakter eines wirklichen 
Regierungsrathes taxfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Hofſecretär des k. k. Oberſtkämmereramtes 
Friedrich Freiherrn Waldbott v. Baſſenheim⸗Bornheim anläßlich deſſen 
Penſionirung die A. h. Zufriedenheit ausdrücken laſſen. 

Seine Majeſtät haben den Rechnungsrevidenten des Finanzminiſteriums 
Johann Keil, Eduard Ilowsky und Joſef Eibel den Titel und Charakter 
von Rechnungsräthen taxfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Hilfsämterdirector der Wiener Polizeidirection 
Joſef Tils anläßlich deſſen Penſionirung taxfrei den Titel eines kaiſerlichen 
Rathes verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Wundarzte Joſef Wenko in Lang⸗Enzers dorf 
das goldene Verdienſtkreuz verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem praktiſchen Arzte in Friedek Med. Dr. Joſef 
Ziffer das goldene Verdienſtkreuz mit der Krone verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Stadtarzte Dr. Friedrich Budil zu Neuhaus 
in Böhmen und dem Wundarzte Wenzel Koutnik zu Bohdanet in Böhmen das 
goldene Verdienſtkreuz verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Gemeindevorſteher zu Unter⸗Brezan in Böhmen 
Ignaz Sebek das ſilberne Verdienſtkreuz mit der Krone verliehen. 


Erledigungen. 


Finanzrathsſtelle in der ſiebenten, event. eine Steueroberinſpectorsſtelle in 
der achten oder eine Steuerinſpectorsſtelle in der neunten Rangsclaſſe bei den k. k. 
Steueradminiſtrationen in Wien, bis 25. Juni. (Amtsbl. Ne. 119.) 

Finanzwachcommiſſärsſtelle in der zehnten Rangsclaſſe in Nieder⸗Oeſterreich, 
bis 25. Juni. (Amtsbl. Nr. 119.) 

Steuerinſpectorsſtelle in der neunten Rangsclaſſe bei den k. k. Bezirkshaupt⸗ 
mannſchaften in Nieder⸗Oeſterreich, bis 25. Juni. (Amtsbl. Nr. 119.) 

Statthalterei⸗Secretärsſtelle bei den politiſchen Behörden in Ober⸗Oeſterreich 
in der achten Rangsclaſſe, bis 15. Juni. (Amtsbl. Nr. 123.) 


SEE Hiezu als Beilage: Bogen 11 u. 12 der Er⸗ 
kenntniſſe des k. k. Verwaltungsgerichtshofes. 


Für den Druck verantwortlich C. Gruß. 


